
Bauwerber: 
Name: 
Adresse: 
 
Telefon: 
E-Mail: 

 Eingangsstempel 

 
An die 
Gemeinde Matzendorf-Hölles 
Badenerstraße 19 
2751 Matzendorf-Hölles 
 

 Gebühren 

Bauansuchen 
Bauanzeige 
Meldung 
(nichtzutreffendes streichen) 

 Vermerk Bauamt 

 
Datum:_________________________ 

 
1. Ansuchen um Baubewilligung für ein bewilligungspflichtiges Bauvorhaben gemäß §14 NÖBO 2014 
2. Bewilligungspflichtige Vorhaben im vereinfachten Verfahren gemäß § 15 NÖBO 2014 
3. Anzeige eines meldepflichtigen Bauvorhabens gemäß § 16 NÖBO 2014 
4. Mitteilung eines bewilligungs-, anzeige- und meldefreien Vorhabens gemäß § 17 NÖBO 2014 

 
Bauvorhaben: 

Straßenbezeichnung: Grundstücksnummer: EZ: 
 
 
 
 
 

 
Beilagen: (Mindestanforderung) zusätzliche Beilagen gem. § 18 NÖBO 2014 

 Baubeschreibung 
 Einreichpläne 
 Lageplan – inkl. Niveauangaben 
 Anrainerverzeichnis 
 Energieausweis 
 Eigentumsnachweis 
 Lagerichtige Darstellung der Grenzen 
 Datenblatt AGWR II 

 Schalldämmnachweis 
 bei 1 u. 2 Familienhäusern Ausnahmeanträge 

(Schallschutz, Kamin) 
 Darstellung der Einfriedung zum öffentlichen 

Gut 
 maßstäbliche Darstellung und Beschreibung 
 Typenprüfbericht 
 Nachweis hocheff. altern. Energiesysteme 
  

 
Zu 1 – Es ist mir bekannt, dass mit den Arbeiten erst nach Rechtskraft des Bewilligungsbescheides begonnen werden darf. 
Zu 2 – Es ist mir bekannt, dass mit den Arbeiten erst nach Mitteilung der Baubehörde oder Ablauf der 6-wöchigen Frist 
begonnen werden darf. 
Zu 3 – Es ist mir bekannt, dass das Vorhaben innerhalb von 4 Wochen nach Fertigstellung schriftlich zu melden ist. 

 

Grundeigentümer Bauwerber 
 
 
 
 
Datum und Unterschrift  Datum und Unterschrift 

 
 
 



 

C) Bauvorhaben 

§ 14 

Bewilligungspflichtige Vorhaben 

Soweit diese nicht unter § 15 fallen, bedürfen nachstehende Vorhaben einer Baubewilligung:  

1. Neu- und Zubauten von Gebäuden;  

2. die Errichtung von baulichen Anlagen;  

3. die Abänderung von Bauwerken, wenn die Standsicherheit tragender Bauteile beeinträchtigt werden 
könnte;  

3a. die wesentliche Änderung von Seveso-Betrieben sowie die Änderung des Verwendungszwecks von 
bestehenden Bauwerken und Anlagen, wodurch ein Seveso-Betrieb entsteht;  

3b. die Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken oder deren Teilen oder die Erhöhung der 
Anzahl der Wohnungen ohne bewilligungsbedürftige bauliche Änderungen jeweils innerhalb des angemessenen 
Sicherheitsabstandes eines Seveso-Betriebes, wenn dies eine neue Entwicklung in der Nachbarschaft eines 
Seveso-Betriebes darstellt und die Standortwahl oder die Entwicklung das Risiko eines schweren Unfalls 
vergrößern oder die Folgen eines solchen Unfalls verschlimmern könnte;  

4. die Aufstellung und der Austausch von:  

a) Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 400 kW,  

b) Feuerungsanlagen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 400 kW,  

c) Blockheizkraftwerken, die keiner elektrizitäts- oder gewerberechtlichen Genehmigungspflicht 
unterliegen, sofern sie der Raumheizung von Gebäuden, die nicht gewerbliche Betriebsanlagen sind, dienen,  

sowie die Abänderung von:  

d) Feuerungsanlagen nach lit. b, wenn dadurch die Sicherheit von Personen und Sachen beeinträchtigt oder 
der Brandschutz verletzt werden könnten,  

e) mittelgroßen Feuerungsanlagen, sofern sie sich auf die anzuwendenden Emissionsgrenzwerte auswirken 
könnte;  

5. die Veränderung der Höhenlage des Geländes und die Herstellung des verordneten Bezugsniveaus 
ausgenommen im Fall des § 12a Abs. 1 jeweils auf einem Grundstück im Bauland und im Grünland-Kleingarten 
sowie die Erhöhung und Abänderung des Bezugsniveaus gemäß § 67 Abs. 3 und 3a auf einem Grundstück im 
Bauland;  

6. die Aufstellung von Windkraftanlagen, die keiner elektrizitätsrechtlichen Genehmigungspflicht 
unterliegen, oder deren Anbringung an Bauwerken;  

7. der Abbruch von Bauwerken, die an Bauwerke am Nachbargrundstück angebaut sind, wenn Rechte nach 
§ 6 verletzt werden könnten.  

9. (entfällt durch LGBl. Nr. 9/2026)  

§ 15 

Bewilligungspflichtige Vorhaben im vereinfachten Verfahren 

Nachstehende Vorhaben bedürfen einer Baubewilligung im vereinfachten Verfahren:  

1. die Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken oder deren Teilen oder die Erhöhung der Anzahl 
von Wohnungen, wenn hiedurch  

- Festlegungen im Flächenwidmungsplan,  

- Bestimmungen des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung,  

- der Stellplatzbedarf für Kraftfahrzeuge oder für Fahrräder,  

- der Spielplatzbedarf,  

- die Festigkeit und Standsicherheit,  

- der Brandschutz,  

- die Barrierefreiheit,  

- die Belichtung,  

- die Trockenheit,  

- der Schallschutz oder  

- der Wärmeschutz  

betroffen werden könnten;  

2. die Ableitung oder Versickerung von Niederschlagswässern ohne bauliche Anlagen in Ortsbereichen;  



3. die regelmäßige Verwendung eines Grundstücks oder -teils im Bauland als Stellplatz für Fahrzeuge oder 
Anhänger oder die Herstellung und Veränderung von Grundstücksein- und -ausfahrten im Bauland;  

4. die Verwendung eines Grundstücks als Lagerplatz für Material aller Art, ausgenommen Abfälle gemäß § 
3 Z 1 des NÖ Abfallwirtschaftsgesetzes 1992, LGBl. 8240, über einen Zeitraum von mehr als 2 Monaten;  

5. die Lagerung brennbarer Flüssigkeiten ab einem Ausmaß von insgesamt 1000 Liter außerhalb 
gewerblicher Betriebsanlagen;  

6. die nachträgliche Konditionierung oder die Änderung der Konditionierung von Räumen in bestehenden 
Gebäuden (z. B. Beheizung bisher unbeheizter oder nur geringfügig temperierter Räume);  

7. die temporäre Aufstellung von nicht ortsfesten Tierunterständen mit einer überbauten Fläche von 
insgesamt nicht mehr als 50 m² oder von mobilen Geflügelställen jeweils auf demselben Grundstück;  

8. die Aufstellung einer Photovoltaikanlage mit einer Engpassleistung von mehr als 100 kW (ausgenommen 
auf Bauwerken) im Grünland im Hinblick auf die Übereinstimmung mit dem Flächenwidmungsplan;  

9. die Errichtung eines eigenständigen Bauwerks mit einer überbauten Fläche von jeweils nicht mehr als 10 
m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m;  

10. die Errichtung einer Einfriedung mit einer Höhe von nicht mehr als 3 m oder einer oberirdischen 
baulichen Anlage, deren Verwendung der eines Gebäudes gleicht, mit einer überbauten Fläche von jeweils nicht 
mehr als 50 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m;  

11. die Abänderung eines Bauwerks, wenn der Brandschutz, die Belichtung oder Belüftung von 
Aufenthaltsräumen, die Trinkwasserversorgung oder Abwasserbeseitigung beeinträchtigt oder Rechte nach § 6 
verletzt werden könnten oder ein Widerspruch zum Ortsbild (§ 56) entstehen könnte;  

12. die Aufstellung und der Austausch eines Heizkessels – ausgenommen jener, die nach § 16 Abs. 1 Z 3 
und 3a meldepflichtig sind – mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 400 kW einschließlich einer 
allfälligen automatischen Brennstoffbeschickung;  

13. Vorhaben in Schutzzonen und erhaltungswürdigen Altortgebieten sowie in Gebieten, in denen zu 
diesem Zweck eine Bausperre gilt (§ 30 Abs. 2 Z 1 und 2 sowie § 35 des NÖ Raumordnungsgesetzes 2014, 
LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung):  

a) der Abbruch von Gebäuden in Schutzzonen soweit sie nicht unter § 14 Z 7 fallen;  

b) an von allgemein zugänglichen Bereichen einsehbaren Flächen und Gebäudeteilen jeweils im Hinblick 
auf den Schutz des Ortsbildes (§ 56)  

aa) die Aufstellung und der Austausch von thermischen Solaranlagen, Photovoltaikanlagen und 
Wärmepumpen oder deren Anbringung an Bauwerken;  

bb) die Anbringung von TV-Satellitenantennen und von Klimaanlagen;  

cc) die Aufstellung von freistehenden Rankgerüsten;  

c) die Änderung im Bereich der Fassadengestaltung (z. B. der Austausch von Fenstern, die Farbgebung, 
Maßnahmen für Werbezwecke, Sonnenschutzeinrichtungen) oder der Gestaltung der Dächer.  

§ 16 

Meldepflichtige Vorhaben 

(1) Folgende Vorhaben sind der Baubehörde innerhalb von 4 Wochen nach Fertigstellung des Vorhabens 
schriftlich zu melden:  

1. die Errichtung, ortsfeste Aufstellung, der Austausch und die Entfernung von Klimaanlagen, 
Wärmepumpen und Heizungsanlagen mit elektrischer Widerstandsheizung jeweils mit einer Nennleistung von 
mehr als 70 kW in oder in baulicher Verbindung mit Gebäuden, ausgenommen jene Anlagen, die nach § 15 Z 13 
lit. b sublit. aa bewilligungspflichtig sind;  

2. die Errichtung von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von jeweils mehr als 12 kW auf Bauwerken (§ 
66a Abs. 3);  

3. die Aufstellung von Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 50 kW, welche an eine 
über Dach geführte Abgasanlage angeschlossen sind, sowie der Austausch solcher Heizkessel, wenn dabei der 
eingesetzte Brennstoff und die Bauart verändert werden;  

3a. der Austausch von Heizkesseln mit einer Nennwärmeleistung von nicht mehr als 400 kW, wenn der 
eingesetzte Brennstoff und die Bauart gleich bleiben, die Nennwärmeleistung gleich oder geringer ist und die Art 
der Abgasführung beibehalten wird;  

3b. die Änderung des Brennstoffs eines Heizkessels;  

4. die Aufstellung von Öfen;  

5. der Abbruch von Bauwerken, soweit sie nicht unter § 14 Z 7 und § 15 Z 13 lit. a fallen;  

6. die Herstellung von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge, sofern sie gemäß § 64 Abs. 3 bis 8 erforderlich 
sind;   



6a. die Herstellung von Ladepunkten für Elektrofahrzeuge mit einer Ladeleistung von mehr als 22 kW in 
Garagen und Parkdecks, ausgenommen Ladepunkte in ebenerdigen eingeschoßigen Garagen mit einer 
Nutzfläche von nicht mehr als 250 m²;  

7. die Herstellung von Hauskanälen;  

8. die Sanierung von Fassaden einschließlich der Änderung von Fassadensystemen, sofern sie nicht § 15 Z 
13 lit c unterliegen.  

(2) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 1 bis 3a, 6 und 7 sind eine Darstellung und eine 
Beschreibung gemäß den technischen Vorgaben anzuschließen, die das Vorhaben ausreichend dokumentieren, 
und im Fall des § 58 Abs. 4 und 5 ein Nachweis über die Installation selbstregulierender Einrichtungen zur 
separaten Regelung der Temperatur.  

Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 2 (Klimaanlagen) ist ein Nachweis über die Errichtung einer 
entsprechend dimensionierten Photovoltaikanlage (§ 66a Abs. 3) anzuschließen.  

(2a) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 3 und 3a (Heizkessel) ist eine Bescheinigung über die 
fachgerechte Aufstellung, die sich bei Heizkesseln mit automatischer Beschickung mit festen Brennstoffen auf 
die gesamte Anlage (samt Brennstofftransporteinrichtung) zu erstrecken hat, sowie ein Befund über die Eignung 
der Abgasführung für den angeschlossenen Heizkessel beizulegen. Diese Bescheinigungen und Befunde sind 
von befugten Fachleuten (§ 25 Abs. 1) auszustellen.  

(2b) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 3b (Änderung des Brennstoffes) sind eine 
Bescheinigung über die fachgerechte Umrüstung, ein Nachweis über die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte 
für den neuen Brennstoff sowie ein Befund über die Eignung der Abgasführung beizulegen. Diese 
Bescheinigungen und Befunde sind von befugten Fachleuten (§ 25 Abs. 1) auszustellen.  

(3) Die Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 4 (Öfen) hat der hiezu befugte Fachmann an die 
Baubehörde unter Anschluss des Befundes über die Eignung der Abgasführung für den angeschlossenen Ofen 
zu erstatten.  

(4) Der Meldung für ein Vorhaben nach Abs. 1 Z 6 ist ein Elektroprüfbericht und bei Vorhaben nach Abs. 
1 Z 6a mit einer Nutzfläche von mehr als 250 m² zusätzlich ein Brandschutzplan anzuschließen.  

(5) Ist die Meldung nicht vollständig, gilt sie als nicht erstattet. Dies ist dem Meldungsleger mitzuteilen.  

(6) Die §§ 32 und 58 gelten auch für meldepflichtige Anlagen nach Abs. 1 Z 1 bis 3b.  

§ 16a 

Vorübergehende Betreuungseinrichtungen für Zwecke der Grundversorgung 

(1) Das Land Niederösterreich hat die Errichtung von Betreuungseinrichtungen sowie die für diese 
Zwecke bestimmte Erweiterung und Abänderung bestehender Bauwerke und die Änderung des jeweiligen 
Verwendungszwecks bestehender Bauwerke, wenn  

- sie einem nur vorübergehenden, höchstens auf fünf Jahre befristeten Bedarf dienen sollen und  

- ein schriftlicher Vertrag nach Abs. 2 abgeschlossen wurde,  

der Baubehörde spätestens 2 Wochen vor dem Beginn der Ausführung des Vorhabens schriftlich zu 
melden.  

Die Verlängerung der gemeldeten Frist ist nur dann zulässig, wenn die Gesamtdauer für den Bestand der 
Betreuungseinrichtung den Zeitraum von 5 Jahren nicht überschreitet. Die Verlängerung der Frist ist der 
Baubehörde ebenfalls schriftlich zu melden.  

(2) Betreuungseinrichtungen sind organisierte Unterkünfte im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 5 des NÖ 
Grundversorgungsgesetzes, LGBl. 9240.  

Der Vertrag zwischen dem Land Niederösterreich und den zur Mitarbeit herangezogenen Einrichtungen 
und Personen hat jedenfalls zu enthalten:  

- Angaben über den genauen Ort und die Lage der Betreuungseinrichtung,  

- die Dauer des Betreuungsvertrages,  

- die Belagszahl,  

- die Beurteilung des Vorhabens durch einen bautechnischen Amtssachverständigen des Landes über die 
Erfüllung der Erfordernisse im Sinn des Abs. 4 und  

falls erforderlich  

- zusätzliche bautechnische Maßnahmen und   

- Betriebsvorschriften.  

(3) Der Meldung sind anzuschließen:  

- der Vertrag mit dem Land Niederösterreich einschließlich der Zustimmung des Betreibers,  

- die Zustimmung des Eigentümers des Grundstücks oder des Bauwerks,  



- eine zusammenfassende Beschreibung des Vorhabens und eine Lageskizze, einschließlich der Angabe 
der Bedarfsdauer und der Belagszahl sowie  

- die Beurteilung eines bautechnischen Amtssachverständigen des Landes über die Erfüllung der 
Erfordernisse im Sinn des Abs. 4 .  

(4) Bei Vorhaben nach Abs. 1 gelten die Kriterien im Sinn des § 20 Abs. 1 Z 1 bis 5 sowie die Erfordernisse 
des Abschnittes II. nicht.  

Es müssen jedoch  

- die Sicherheit von Personen,  

- die Hygiene,  

- die Standsicherheit, die Trockenheit und der Brandschutz der baubehördlich bewilligten oder angezeigten 
Bauwerke der Nachbarn (§ 6 Abs. 1 Z 4) und  

- bei Neu- und Zubauten die ausreichende Belichtung (§ 4 Z 3) der Hauptfenster zulässiger Gebäude der 
Nachbarn (§ 6 Abs. 2 Z 3)  

gewährleistet sein, wobei technische Anforderungen in geeigneten Fällen auch durch gleichwertige 
organisatorische Maßnahmen (wie z. B. Betriebsvorschriften) erfüllt werden dürfen.  

Bei bestehenden bewilligten Gebäuden mit einem der Unterbringung von Personen dienenden 
Verwendungszweck (z. B. Wohngebäude, Heime, Beherbergungsstätten udgl.) gelten die Voraussetzungen des 
zweiten Satzes insofern als erfüllt, als der jeweilige bautechnische Zustand – auch im Hinblick auf die Anzahl 
der unterzubringenden Personen – von der Bewilligung umfasst bzw. gedeckt ist.  

(5) Nach dem Ablauf der nach Abs. 1 gemeldeten Dauer des Bedarfes, nach dem Ablauf der Vertragsdauer 
oder nach der vorzeitigen Auflösung oder Kündigung des Vertrages hat der Betreiber oder dessen 
Rechtsnachfolger die Betreuungseinrichtung aufzulassen und die baulichen Maßnahmen innerhalb von 6 
Monaten zu entfernen und im Falle von Änderungen bestehender Bauwerke deren letzten rechtmäßigen Zustand 
wiederherzustellen.  

(6) Das Land Niederösterreich hat den Ablauf der nach Abs. 1 gemeldeten Dauer des Bedarfes, den Ablauf 
der Vertragsdauer oder die vorzeitige Auflösung oder Kündigung des Vertrages nach Abs. 3 der Baubehörde zu 
melden.  

(7) Meldungen nach Abs. 1 können bis 30. Juni 2024 eingebracht werden. Die bis zu diesem Zeitpunkt 
ordnungsgemäß gemeldeten Betreuungseinrichtungen dürfen auf die Dauer ihres gemeldeten Bedarfes bestehen 
bleiben und betrieben werden. Danach gilt Abs. 5.  

§ 17 

Bewilligungs- und meldefreie Vorhaben 

Bewilligungs- und meldefreie Vorhaben sind jedenfalls:  

1. die Herstellung von Anschlussleitungen;  

2. die Herstellung von Schwimmteichen, Naturpools und Gartenteichen mit natürlicher Randgestaltung 
ohne Veränderung des umliegenden Geländes mit einer Wasserfläche von nicht mehr als 200 m², die Auf- oder 
Herstellung von Schwimmbecken und sonstigen Wasserbecken und -behältern (Zisternen und dgl.) mit einem 
Fassungsvermögen von nicht mehr als 50 m3 inklusive der erforderlichen technischen Anlagen und Schächte, 
Schwimmbeckenabdeckungen mit einer Höhe von nicht mehr als 1,5 m und Brunnen;  

3. die Instandsetzung von Bauwerken, wenn  

– die Konstruktionsart beibehalten sowie  

– Formen und Farben von außen sichtbaren Flächen nicht wesentlich verändert werden;  

3a. der Austausch von Türen und Fenstern einschließlich vertikaler bodengerichteter 
Fensterflächenvergrößerungen, sofern sich der Austausch und die Vergrößerung nicht erheblich auf die von 
allgemein zugänglichen Bereichen wahrnehmbare äußere Gestalt des Bauwerks auswirken;  

4. Abänderungen im Inneren des Gebäudes, die nicht die Standsicherheit und den Brandschutz 
beeinträchtigen; Maßnahmen zur kontrollierten Wohnraumlüftung in Wohngebäuden mit nicht mehr als 2 
Wohnungen sowie Einzelanlagen, bei denen die Lüftungsleitungen von der jeweiligen Nutzungseinheit 
unmittelbar ins Freie geführt werden;  

5. die Anbringung der nach § 66 der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194/1994 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 150/2024, notwendigen Geschäftsbezeichnungen an Betriebsstätten, ausgenommen jener Maßnahmen für 
Werbezwecke, die nach § 15 Z 13 lit. c bewilligungspflichtig sind;  

6. die Herstellung von vertikalen Sonnenschutzeinrichtungen (Außenjalousien, Rollläden und dgl.) und 
horizontal wirkenden, flächigen Sonnenschutzeinrichtungen (Markisen, Sonnensegel und dgl.) bis 50 m² 
überbaute Fläche sowie deren Anbringung an Bauwerken, sofern sie nicht § 15 Z 13 lit c unterliegen;  

7. die Aufstellung von Wärmetauschern für die Fernwärmeversorgung sowie die Errichtung, der Austausch 
und die Entfernung von Klimaanlagen und von Wärmepumpen jeweils mit einer Nennleistung von nicht mehr 



als 70 kW, ausgenommen jeweils jener, die nach § 15 Z 13 lit. b sublit. aa bewilligungspflichtig oder jener 
Klimaanlagen, die nach § 16 Abs. 1 Z 1 und 2 meldepflichtig sind;  

8. die Aufstellung jeweils einer Gartenhütte und eines Gewächshauses mit einer überbauten Fläche von 
jeweils nicht mehr als 10 m² und einer Höhe von nicht mehr als 3 m außerhalb von Schutzzonen und außerhalb 
des vorderen Bauwichs bei Wohngebäuden pro Wohnung mit zugeordneter Gartenfläche, ausgenommen im 
Bauland-Sondergebiet;  

8a. die Aufstellung von begehbaren Folientunnels und sonstigen Schutz- und Stützvorrichtungen, jeweils 
für Pflanzen im Grünland, für Zwecke der Land- und Forstwirtschaft oder der Gärtnerei;  

8b. die eingeschossige Aufstellung von nicht konditionierten Containern zu Lagerzwecken mit einem 
maximalen Volumen von insgesamt 260 m³ im Bauland-Betriebsgebiet, Bauland-Verkehrsbeschränktes 
Betriebsgebiet, Bauland-Industriegebiet und Bauland-Verkehrsbeschränktes Industriegebiet;  

9. die Errichtung und Aufstellung von Hochständen, Gartengrillern, Hochbeeten, Spiel- und Sportgeräten, 
freistehenden Rankgerüsten außerhalb von Schutzzonen und Altortgebieten (§ 15 Z 13 lit. b sublit. cc), Marterln, 
Grabsteinen und Brauchtumseinrichtungen (z. B. Maibäume, Weihnachtsbäume);  

10. die Aufstellung oder Anbringung von Werbe- und Ankündigungseinrichtungen von Wählergruppen, die 
sich an der Wahlwerbung für  

– die Wahl zu einem allgemeinen Vertretungskörper oder zu den satzungsgebenden Organen einer 
gesetzlichen beruflichen Vertretung oder  

– die Wahl des Bundespräsidenten oder  

– Volksabstimmungen, Volksbegehren oder Volksbefragungen auf Grund landes- oder bundesgesetzlicher 
Vorschriften  

beteiligen, innerhalb von 6 Wochen vor bis spätestens 2 Wochen nach dem Wahltag oder dem Tag der 
Volksabstimmung, der Volksbefragung oder des Volksbegehrens;  

11. die Aufstellung von Zelten oder ähnlichen mobilen Einrichtungen (z. B. Freiluftbühnen u. dgl.) mit den 
Eignungsvoraussetzungen im Sinn des § 10 Abs. 2 Z 3 des NÖ Veranstaltungsgesetzes, LGBl. 7070, für die 
keine Bewilligung nach dem NÖ Veranstaltungsgesetz erforderlich ist, Betriebsanlagen bzw. technischen 
Geräten für Volksvergnügungen (z. B. Schaukeln, Riesenräder, Hochschaubahnen u. dgl.), jeweils mit einer 
Bestandsdauer bis zu 30 Tagen;  

12. die temporäre Aufstellung von Verkaufsständen, Lager- und Verkaufscontainern für Waren der 
Pyrotechnik, wenn sie gewerberechtlichen Vorschriften unterliegen, weiters von Musterhütten auf hiezu 
behördlich genehmigten Flächen in Baumärkten sowie die dauerhafte Aufstellung von Marktständen auf 
Flächen, die einer Marktordnung im Sinne des § 293 Gewerbeordnung 1994 in der geltenden Fassung 
unterliegen;  

13. die Aufstellung von Mobilheimen auf Campingplätzen (§ 20 Abs. 2 Z 10 des NÖ 
Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung), soweit dies nach anderen NÖ 
Landesvorschriften zulässig ist;  

14. die Aufstellung von Photovoltaikanlagen oder deren Anbringung auf Bauwerken, soweit sie nicht § 15 
Z 8 oder Z 13 lit. b sublit. aa unterliegen, die Aufstellung von thermischen Solaranlagen oder deren Anbringung 
an Bauwerken sowie von TV-Satellitenanlagen oder deren Anbringung an Bauwerken, soweit sie nicht § 15 Z 13 
lit. b unterliegen, weiters die Aufstellung von Batteriespeichern;  

15. die Aufstellung und der Austausch von Maschinen oder Geräten in baulicher Verbindung mit 
Bauwerken sowie die Aufstellung von medizinisch-technischen Geräten (z. B. Röntgengeräten);  

16. die Lagerung von Brennholz für ein auf demselben Grundstück bestehendes Gebäude und von land- und 
forstwirtschaftlichen Produkten auf Grundstücken mit der Flächenwidmung Grünland-Land- und Forstwirtschaft 
sowie Grünland-Freihalteflächen;  

17. die temporäre Herstellung von Wetterschutzeinrichtungen in Gastgärten, wenn sie einer Prüfung in 
einem gewerberechtlichen Verfahren unterliegen;  

18. Trockensteinmauern aus Naturstein mit regionaltypischem Erscheinungsbild, auf Grundstücken im 
Grünland, die tatsächlich landwirtschaftlich verwendet werden;  

19. Treppenschrägaufzüge innerhalb einer Wohnung;  

20. die Errichtung baulicher Anlagen in Zusammenhang mit der Bereitstellung öffentlicher 
Kommunikationsnetze (wie z. B. Fernleitungen, Leitungsrohre, Kontrollkammern, Einstiegsschächte, 
Verteilerkästen und Antennenanlagen), ausgenommen Masten;  

21. die Errichtung und Aufstellung von Wartehäuschen und Telefonzellen;  

22. die kleinräumige Veränderung der Höhenlage des Geländes in einem Ausmaß von zusammenhängend 
höchstens 20 m² außerhalb des Bauwichs, bei der die vor der Veränderung bestehende Höhenlage des Geländes 
auch nachträglich feststellbar ist (z. B. lokale Anschüttung oder Abgrabung);  

23. die Herstellung von teichbautechnischen Anlagen (z. B. Dämme, Stauanlagen, Becken, Mönche, 
Wartungsstege), ausgenommen Gebäude:  



24. die befristete Änderung des Verwendungszwecks von Bauwerken im Katastrophenfall für die Dauer 
ihres Bedarfs;  

25. erforderliche Baustelleneinrichtungen (Lagercontainer, Werkzeugcontainer, Baubüro, Sanitärcontainer, 
Pausenräume und dgl.) für den notwendigen Zeitraum der Bauführung. 

 

D) Bewilligungsverfahren 

§ 18 

Antragsbeilagen 

(1) Dem Antrag auf Baubewilligung sind anzuschließen:  

1. Angaben über das Grundeigentum und Nachweis des Nutzungsrechtes, wenn das Grundstück nicht 
oder nicht ausschließlich im Eigentum des Antragstellers steht, durch:  

a) Zustimmung des Grundeigentümers oder  

b) Zustimmung der Mehrheit nach Anteilen bei Miteigentum, sofern es sich nicht um Zu- oder Umbauten 
innerhalb einer selbständigen Wohnung, einer sonstigen selbständigen Räumlichkeit oder auf einem damit 
verbundenen Teil der Liegenschaft im Sinn des § 1 oder § 2 des Wohnungseigentumsgesetzes 2002, BGBl. I Nr. 
70/2002 in der Fassung BGBl. I. Nr. 81/2020, handelt, oder  

c) vollstreckbare Verpflichtung des Grundeigentümers zur Duldung des Vorhabens.  

2. Nachweis des Fahr- und Leitungsrechtes (§ 11 Abs. 3), sofern erforderlich.  

3. Bautechnische Unterlagen:  

a) ein Bauplan (§ 19 Abs. 1) und eine Baubeschreibung (§ 19 Abs. 2) jeweils dreifach, in Fällen des § 23 
Abs. 8 letzter Satz vierfach;  

b) eine Beschreibung der Abweichungen von einzelnen Bestimmungen von Verordnungen über 
technische Bauvorschriften (§ 43 Abs. 3) unter Anführung der betroffenen Bestimmungen, eine Beschreibung 
und erforderlichenfalls eine planliche Darstellung jener Vorkehrungen, mit denen den Erfordernissen nach § 43 
entsprochen werden soll, sowie ein Nachweis über die Eignung dieser Vorkehrungen;  

c) zusätzlich, wenn Straßengrund abzutreten ist (§ 12), ein von einem Vermessungsbefugten (§ 1 des 
Liegenschaftsteilungsgesetzes, BGBl. Nr. 3/1930 in der Fassung BGBl. I Nr. 190/2013) verfasster Teilungsplan;  

d) zusätzlich, wenn das Bezugsniveau (§ 4 Z 11a) herzustellen ist (§ 12a), eine Darstellung des 
Bezugsniveaus;  

e) abweichend davon bei einem Bauvorhaben nach § 14 Z 5 je 3-fach ein Lageplan, Schnitte und eine 
Beschreibung des Gegenstandes und Umfanges des Bauvorhabens (Darstellung des Bezugsniveaus gemäß § 4 Z 
11a und der geplanten Geländeveränderung in Grundrissen und Schnitten mit jeweils ausreichend genauer 
Angabe der Höhenlage des Geländes).  

4. Energieausweis dreifach, sofern erforderlich.   

5. Nachweis über die Prüfung des Einsatzes hocheffizienter alternativer Energiesysteme bei der 
Errichtung und größeren Renovierung von Gebäuden (§ 43 Abs. 3).  

6. Bei der Aufstellung oder Abänderung mittelgroßer Feuerungsanlagen (§ 14 Z 4 lit. b und e) 
insbesondere folgende Angaben:  

- über die Brennstoffwärmeleistung,  

- über die Art (Dieselmotor, Gasturbine, Zweistoffmotor, sonstiger Motor, sonstige mittelgroße 
Feuerungsanlage),  

- über die Art und den jeweiligen Anteil der verwendeten Brennstoffe nach den Brennstoffkategorien nach 
Anhang II der Richtlinie (EU) 2015/2193 (§ 69 Abs. 1 Z 10) (feste Biomasse und andere feste Brennstoffe, 
Gasöl und andere flüssige Brennstoffe, Erdgas und andere gasförmige Brennstoffe),  

- über den Wirtschaftszweig der mittelgroßen Feuerungsanlage oder der Betriebseinrichtung, in der sie 
eingesetzt wird (NACE-Code),  

- über die voraussichtliche Zahl der jährlichen Betriebsstunden und durchschnittliche Betriebslast,  

- wenn von der Befreiungsmöglichkeit gemäß Artikel 6 Abs. 3 oder Artikel 6 Abs. 8 der Richtlinie (EU) 
2015/2193 Gebrauch gemacht wird, eine vom Betreiber unterzeichnete Erklärung, der zufolge die mittelgroße 
Feuerungsanlage nicht mehr als der in jenen Absätzen genannten Stunden (jeweils 500 Stunden) in Betrieb sein 
wird,  

- den Namen und Geschäftssitz des Betreibers und den Standort der Anlage mit Anschrift.  

(1a) Für Vorhaben nach § 15 gilt:  

1. Die Verpflichtung zur Beilage der in Abs. 1 Z 2 und 3 genannten Unterlagen entfällt.  



2. Dem Antrag auf Baubewilligung ist zumindest eine zur Beurteilung des Vorhabens ausreichende, 
maßstäbliche Darstellung und Beschreibung des Vorhabens in zweifacher Ausfertigung und für Vorhaben 
nach § 15 Z 12 überdies ein Typenprüfbericht anzuschließen.  

3. Ist bei einem Vorhaben nach § 15 Z 6 die Vorlage eines Energieausweises oder eines Nachweises über 
die Prüfung des Einsatzes hocheffizienter alternativer Energiesysteme erforderlich (§§ 43 Abs. 3 und 44), ist 
abweichend von Abs. 1 Z 4 und 5 dem Antrag der Energieausweis bzw. der Nachweis in zweifacher 
Ausfertigung anzuschließen. Der Energieausweis ist mit dem Inhalt und der Form gemäß der Verordnung nach § 
43 Abs. 3 zu erstellen..  

(2) Alle Antragsbeilagen sind von den Verfassern zu unterfertigen. Die Verfasser der bautechnischen 
Unterlagen (z. B. Baupläne, Beschreibungen, Berechnungen) sind – unabhängig von behördlichen 
Überprüfungen – für die Vollständigkeit und Richtigkeit der von ihnen erstellten Unterlagen verantwortlich.  

(3) Wenn dem Bauantrag eine Bestätigung von einer unabhängigen gewerberechtlich oder nach dem 
Ziviltechnikergesetz 1993, BGBl. Nr. 156/1994 in der Fassung BGBl. I Nr. 50/2016, befugten Person 
angeschlossen ist, aus der hervorgeht, dass das Bauvorhaben den Vorschriften der NÖ Bautechnikverordnung 
2014, LGBl. Nr. 4/2015 in der geltenden Fassung, insbesondere im Hinblick auf die Interessen  

– der mechanischen Festigkeit und Standsicherheit,  

– des Brandschutzes,  

– der Hygiene, der Gesundheit und des Umweltschutzes,  

– der Nutzungssicherheit und Barrierefreiheit,  

– des Schallschutzes oder  

– der Energieeinsparung und des Wärmeschutzes  

entspricht, kann die Behörde auf die Einholung entsprechender Gutachten verzichten, wenn nicht im 
Verfahren Zweifel an der Richtigkeit dieser Bestätigung auftreten. Die unabhängige befugte Person muss vom 
Planverfasser verschieden sein, darf zu diesem in keinem Dienst- oder Organschaftsverhältnis stehen und hat 
dies ausdrücklich auf der Bestätigung zu erklären.  

(4) Bei Bauvorhaben nach § 14 Z 1 hat der Bauwerber dafür zu sorgen, dass der Planverfasser die Daten 
gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 und 4 des Bundesgesetzes über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), 
BGBl. I Nr. 9/2004 in der Fassung BGBl. I Nr. 78/2018, in elektronischer Form an die Baubehörde übermittelt.   

§ 19 

Bauplan, Baubeschreibung und Energieausweis 

(1) Der Bauplan hat alle Angaben zu enthalten, die für die Beurteilung des Vorhabens notwendig sind. 
Dazu gehören je nach Art des Vorhabens insbesondere:  

1. der Lageplan, aus dem zu ersehen sind  

a) vom Baugrundstück und den Grundstücken der Nachbarn (§ 6 Abs. 1 Z 3)  

– Lage mit Höhenkoten und Nordrichtung,  

– im Bauland bei einem Neu- oder Zubau eines Gebäudes die lagerichtige Darstellung der Grenzen (Abs. 
1a) des Baugrundstücks und deren aktuelle Kennzeichnung in der Natur,  

– bei einer Einfriedung gegen die öffentliche Verkehrsfläche die lagerichtige Darstellung der Grenze zur 
Verkehrsfläche,  

– Grundstücksnummern,  

– Namen und Anschriften der Eigentümer des vom Vorhaben betroffenen Grundstücks sowie der 
Nachbargrundstücke und von ober- und unterirdischen Bauwerken auf diesen,  

– Widmungsart,  

– festgelegte Straßen- und Baufluchtlinien, Straßenniveau,  

– das Bezugsniveau (§ 4 Z 11a) zumindest in jenen Bereichen, in denen Bauwerke errichtet oder 
Geländeveränderungen durchgeführt werden,  

– bestehende Gebäude, Trinkwasserbrunnen und Abwasserentsorgungsanlagen,  

– die im von der Bebauung betroffenen Teil des Baugrundstücks vorhandenen Einbauten sowie die darüber 
führenden Freileitungen,  

– Darstellung der im Grundbuch eingetragenen Fahr- und Leitungsrechte,  

b) bei Neu- und Zubauten deren geringste Abstände von den Grundstücksgrenzen,  

c) geplante Anlagen für die Sammlung, Ableitung und Beseitigung der Abwässer und des Mülls,  

d) soweit erforderlich die Lage und Anzahl der Stellplätze;  

2. die Grundrisse, bei Gebäuden von sämtlichen Geschoßen mit Angabe des beabsichtigten 
Verwendungszwecks jedes neu geplanten oder vom Bauvorhaben betroffenen Raumes, die Fluchtwege und 



sofern erforderlich die Lage von Zugangspunkten und Netzabschlusspunkten für die 
hochgeschwindigkeitsfähigen gebäudeinternen physischen Infrastrukturen (§ 4 Z 12a und § 43a);  

3. Schnitte durch die Gebäude, insbesondere durch die Stiegenanlagen mit Darstellung der Höhenlage des 
Geländes und des Bezugsniveaus, in Hanglage auch Mauern an Grundstücksgrenzen;  

4. die Tragwerkssysteme;  

5. die Ansichten, die zur Beurteilung der äußeren Gestaltung der Bauwerke und ihres Anschlusses an die 
angrenzenden Bauwerke erforderlich sind;  

6. die Ansicht der bewilligungspflichtigen Einfriedung.  

Der Lageplan ist im Maßstab 1:500 und ein Plan nach Z 2 bis 6 ist im Maßstab 1:100 zu verfassen, in 
begründeten Fällen (z. B. Größe der Grundstücke oder des Vorhabens) darf ein anderer Maßstab verwendet 
werden.  

Neu zu errichtende, bestehende und abzutragende Bauwerke sowie verschiedene Baustoffe sind  

– im Lageplan  

– in den Grundrissen und Schnitten  

farblich verschieden darzustellen.  

(1a) Bei einem Neu- oder Zubau eines Gebäudes im Bauland – ausgenommen solche im Sinn des § 15 Z 9 – 
hat die Baubehörde die Vorfrage der genauen Lage der Grenzen des Baugrundstücks aufgrund  

- des Grenzkatasters,  

ist kein Grenzkataster vorhanden:  

- einer Grenzvermessung oder eines Planes, welcher von einer gewerberechtlich oder nach dem 
Ziviltechnikergesetz 2019, BGBl. I Nr. 29/2019 in der Fassung BGBl. I Nr. 50/2025, befugten Person auf der 
Grundlage der Vermessungsverordnung 2016, BGBl. II Nr. 307/2016 in der Fassung BGBl. II Nr. 235/2018, 
durchgeführt oder verfasst wurde,  

oder   

- des Ergebnisses eines gerichtlichen Außerstreitverfahrens (Grenzfeststellungsverfahren)  

zu entscheiden, wobei die lagerichtige Darstellung auf jene Grenzbereiche eingeschränkt werden darf, die 
für die Beurteilung des Bauvorhabens wesentlich sind. Eine Grenzvermessung darf entfallen, wenn die Grenzen 
nicht strittig sind und das Bauvorhaben in einem Abstand von mehr als 1 m von der Grundstücksgrenze oder – 
wenn ein Bauwich einzuhalten ist – ein Hauptgebäude in einem Abstand von mehr als dem um 1 m vergrößerten 
Bauwich geplant ist.  

Der Bauwerber hat dafür zu sorgen, dass die aufgrund einer durchgeführten Grenzvermessung oder 
Grenzfeststellung vorgelegten Vermessungspläne dem zuständigen Vermessungsamt übermittelt werden.  

(2) Die Baubeschreibung muss alle nachstehenden Angaben enthalten, die nicht schon aus den Bauplänen 
ersichtlich sind. Anzugeben sind nach der Art des Bauvorhabens:  

1. die Größe des Baugrundstücks und wenn dieses im Bauland liegt, ob es schon zum Bauplatz erklärt 
wurde;  

2. die Grundrissfläche, die bebaute Fläche und sofern maßgeblich die Geschoßflächenzahl;  

3. die Nutzfläche der Wohnungen und Betriebsräume;  

3a. die Gebäudeklasse und die Sicherheitskategorie;  

4. die Bauausführung, insbesondere der geplante Brand-, Schall- und Wärmeschutz;  

5. der Verwendungszweck des neu geplanten oder vom Vorhaben betroffenen Bauwerks, bei Gebäuden 
jedes Raumes;  

6. bei Bauwerken im Grünland Angaben darüber, dass eine Nutzung nach § 20 des NÖ 
Raumordnungsgesetzes 2014, LGBl. Nr. 3/2015 in der geltenden Fassung, vorliegt oder erfolgen wird (z. B. 
durch ein Betriebskonzept);  

7. bei Betrieben die Art, der Umfang und die voraussichtlichen Emissionen (§ 48);  

8. bei Bauvorhaben in den Baulandwidmungsarten Verkehrsbeschränktes Betriebsgebiet und 
Verkehrsbeschränktes Industriegebiet die Höchstzahl der Fahrten pro Hektar und Tag;  

(3) Soweit dies zur Beurteilung des Bauvorhabens notwendig ist, hat die Baubehörde die Vorlage weiterer 
Unterlagen zu verlangen, wie z. B.:  

- Detailpläne,  

- statische Berechnungen der Tragfähigkeit von Konstruktionen und anderen Bauteilen samt 
Konstruktionsplänen,  

- einen Nachweis der ausreichenden Tragfähigkeit des Baugrundstücks,  

- eine Angabe über den höchsten örtlichen Grundwasserspiegel,  



- eine Angabe über die Höhe des 100-jährlichen Hochwassers,  

- eine Darstellung der Ermittlung der Gebäudehöhe,  

- eine brandschutztechnische Beschreibung,  

- ein Brandschutzkonzept,  

- eine Fluchtzeitberechnung,  

- eine Wärmebedarfsrechnung,  

- einen Stellplan für Kraftfahrzeuge,  

- Elektroinstallationspläne,  

- Sitzpläne,  

- einen Nachweis der Einhaltung des sommerlichen Überwärmungsschutzes.  

(4) Werden bestehende Bauwerke abgeändert oder an diesen Bauteile ausgewechselt, dürfen die Baupläne 
und Beschreibungen auf die Darstellung der Teile beschränkt werden, die für die Beurteilung des Bauvorhabens 
maßgeblich sind.  

(5) Der Energieausweis ist mit dem Inhalt und der Form gemäß der Verordnung nach § 43 Abs. 3 zu 
erstellen.  

(6) Für die Darstellung der Angaben nach Abs. 1 Z 1 lit. a hinsichtlich der Nachbargrundstücke darf im 
erforderlichen Umfang in die betreffenden Bauakte Einsicht genommen werden. 

 

 
Stand: 01.03.2026 


